
612 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

Bericht 
des Zoll ausschusses 

über die Regierungsvorlage (596 der Bei­
lagen): Niederschrift (Prod:s-Verbal) betref­
fend die Verlängerung der Deklaration über 
den provisorischen Beitritt Tunesiens zum 
Allgemeinen Zol1- und Handelsabkommen 

(GATT). 

Am 9. Dezember 1961 haben dile Vertrags­
staaten des GATT in Genf im Zuge ihrer 
19 . Tagung eine Niederschrift (Pro ces-Verbal) 
"bct:reffend die Verlängerung der Deklaration 
über den provisorischen Beiitritt Tunesiens zum 
A11geme'inen Zo11- und Handelsahkommen" 
genehmigt. Die Vertragsstaaten sahen sich hiezu 
veranlaßt, da die Gültigkeitsdauer der Deklara­
t~on über den provisorischen Beitritt Tunesrens 
zum Allgemeinen Zol1- und Handelsabkommen 
bis zum 31. Dezember 1961 befristet w~r. 

Die Deklaration, die seitens der Vertrags­
staaten des GATT am 12. November 1959 ge­
nehmirgt wurde, sah vor, daß die Handelsbezie­
hungen zwischen Tunesien und den Mitglieds­
staaten des GATT im wes'entlichen narch den 
Vorschriften des GATT-Abkommens zu regeLn 
se~en. Tunesien erhidt jedoch auf Grund der 
Deklaration keine unmittelbaren Rechte auf die 
ih -den Listen zum Allgemeinen Abkommen ent­
haltenen Zollzugeständnisse, sondern kam nur 
mittelba.r in den Genuß de.r Zollermäßigungen 
des GATT. ös~erreich trat dieser Deklaration 
bei, und zwar durch Hinterlegung der Rati~ 
fikationsurkunde (BGBL Nr. 233/1960). 

Die Vertragsstaaten gingen von der V oraus­
setzung aus, daß Tunesien im Zusammenhang 
mit der seit dem Herb9t 1960 laufenden Zol1-
tacr-ifkonferenz des GATT die' definitive Mit­
gliJedschaft -erlangen würde. Aus diesem Grund 
wurde die Deklaration mit dem 31. Dezember 
1961 befristet. 

Im Zuge der 19. GATT-Tagung zeigre sich, 
daß mrt einer raschen Verwirklichung des d.efi­
ni!tiven Beitri-tts Tunesiens nidtt mehr gerechnet 
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werden konnte. Die GATT-Delegation Tune­
siens verwies ·aJUf umfangreiche Reformarbeiten 
im tunesischen ZoHtarifsystem und setzte sich 
für eine Verlängerung des provisorischen Status 
ein. 

Die Vertragsstaaten genehmigten die eingangs 
erwähnte Niederschrift (Proces-Verbal), die die 
Verlängerung der provisorischen Mitgliedschaft 
Tunesiens bi~ längsuens 31. Dezember 1963 vor­
sieht. Sollte ein defini-civer Beitritt Tunes,iens vor 
di-esem Zeitpunkt in Kraft treten, so verli'ert die 
Deklarration über den provisorischen Bei,tritt zu 
diesem früheren Daotum ihre GültJigkeit.-

Die Niederschrift wurde durch den Leiter der 
österreichischen Vertretung beim Europäis,chen 
Büro der Vereinte.n Nationen in Genf,außer­
ordentHchen und bevollmäch,tigiJen Botschafter 
Dr. Treu, unter dem Vorbehalt der Ratifikation 
am 17. Jänner 1962 unterzeidmet. 

Die Nied'erschrift ist ,gesetzändernden Charak­
tJers, weil die durch sie zu verlängernde Deklara­
tJion ihrerseits gesetzändernden Charakters ist und 
bedarf daher zur Erlangung der innerstaatlichen 
Rechtswirksamkei-r gemäß Artikel 50 Bundes­
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 der 
Genehmigung durch den N:1Itionalrat. 

Der Zollaussdluß hat die Regierungsvorlage 
in seiner Sitzung am 21. März 1962 in Verhand­
Jung gezogen und nach ein,er Wortmeldung des 
Abgeordneten S e bin ger einstimmig beschlos­
sen, dem Hohen Hause die Genehmigung dies,er 
Niederschrift zu empfehlen. 

Der Zollaussmuß stellt somit den A n t rag, 
der Nationalrat wolle der Niedersch,rift (Pro ces­
VerbaI) betreffend ,die Verlängerung der Dekla­
ration über den provrsorischen Beitritt Tune­
sicns zum Allgemeinen Zoll- und HandeLsabkom­
men (GATT) (596 der Beilagen) di'e verfassungs­
mäßige Genehmigung erteilen. 

Wien, am 21. März 1962 

Dipl.-Ing. Pius Fink 
Obmann 
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